
„Es könnte heute 
wieder passieren“
Anhörung des NSU-Untersuchungsausschusses im Thüringer Landtag 

dem THS hätte sich die Szene profes-
sionalisiert, geführt von André Kapke
und Ralf Wohlleben. Die NPD-Struktu-
ren seien später hinzugekommen.
Auch Matthias Quent von der Universi-
tät Jena sah eine regionale Besonder-
heit. Während die Neonazis in der Bun-
desrepublik mit personellem Rückgang
zu kämpfen hatten und sich gleichzei-
tig radikalisierten, verzeichneten sie in

„Es war richtig, die Anhörung von
Sachverständigen und Zeugen zur
Situation des Neonazismus in den
90er Jahren an den Beginn der Auf-
klärungsarbeit des Untersuchungs-
ausschusses zu setzen. Vor allem
Menschen, die sich bereits seit vie-
len Jahren gegen Rechts engagie-
ren, haben die politischen Defizite
mehr als deutlich gemacht“, so Mar-
tina Renner, stellvertretende Vorsit-
zende des Untersuchungsaus-
schusses für die Fraktion DIE LIN-
KE.

„Erschreckend, was die Thüringer
Opferberatung berichtete“, sagte die
Abgeordnete mit Verweis auf bis heute
bestehende Defizite in Behörden und
Polizei, bei Straftaten die Perspektive
der Opfer rechter Gewalt einzuneh-
men. 

„Zu oft werden die politischen Ein-
stellungen bei der Beurteilung von
Straftaten nach wie vor vollkommen
negiert.“ Zeitzeugen hatten beeindruk-
kend von einer extrem gewalttätigen
und gut vernetzten rechten Szene An-
fang der 90er Jahre berichtet. „Nicht-
rechte Jugendliche und Migranten hat-
ten sich Angsträumen ausgesetzt ge-
sehen, auf die Politik und Behörden
nicht reagiert haben, sagte Renner, die
auf Reaktionen außerhalb des eigentli-
chen Untersuchungsauftrages hofft.
„Die Frage, was macht die Politik aus
den Ergebnissen des jährlich erschei-
nenden Thüringen-Monitors, die von
Matthias Müller, Mobile Beratung ge-
gen Rechtsextremismus Berlin, aufge-
worfen wurde, muss Anlass sein, auch
über das gegenwärtig bestehende Lan-
desprogramm und dessen Ausrichtung
neu zu diskutieren.“

Gefahr verkannt 
und abgewiegelt

Zur ersten öffentlichen Anhörung
des Untersuchungsausschusses waren
von den Fraktionen am 23. April zahl-
reiche Vertreter von Opferberatungen
und aus Zivilgesellschaft und Wissen-
schaft „geladen“ worden. Sie gaben
Einblicke in die Nachwendejahre; die
Zeit, in der sich die Neonazis im Frei-
staat rasant ausbreiteten. Das Ziel:
aufklären, ob die Wurzeln des NSU-Ter-
rors nicht schon damals hätten er-
kannt werden können.

Anetta Kahane , Vorsitzende der
Amadeu-Antonio Stiftung, brachte es
zu Beginn des zehnstündigen Sitzungs-
marathons auf den Punkt, dass vor Ort
solch inakzeptable Zustände herrsch-
ten, wie in keinem anderen Bundes-
land. Während der Thüringer Heimat-
schutz (THS) die Szene beherrscht und
zum Angriff auf Migranten und Linke
geblasen hätte, seien die Opfer allein
geblieben. 

Fast alle Institutionen hätten die Ge-
fahr verkannt und abgewiegelt.  Und
das obwohl Anfang der Neunzigerjahre
ganze 250 Neonazis in Jena aktiv wa-
ren, schätzte ein Antifa-Aktivist, der
damals in der Saalestadt wohnte.
Durch die Anti-Antifa Ostthüringen und

ges Versagen vorwarf. Helmut Roewer
hätte während seiner Amtszeit Ursa-
che und Wirkung verdreht, Neonazis in
einer Filmproduktion auftreten lassen
und von guten Seiten des NS gespro-
chen. Der Landeszentrale und dem
Neonazi-Experten Rainer Fromm warf
er 1998 vor, mit einem Filmprojekt ein
Schreckensszenario von Thüringen
zeichnen zu wollen, so Peter Reif-Spi-
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Thüringen bis ins Jahr 2000 regen Zu-
lauf. Wohl ein Grund für die unverhoh-
lene Bedrohung, die sie nicht nur auf
den Straßen der Universitätsstadt,
sondern auch in Kahla, Saalfeld-Rudol-
stadt und Gera verbreitete.

Deren offensives Auftreten bestätig-
te Peter Reif-Spirek von der Thüringer
Landeszentrale für politische Bildung.
Dass das möglich gewesen sei, habe
auch an den politischen Reaktionen
gelegen. Der alltägliche Neonazi-Terror
sei auf ein Jugendphänomen und Ge-
waltproblem reduziert und die ideolo-
gische Motivation ignoriert worden.
Vielmehr war es jedoch ein „subkultu-
reller Bürgerkrieg rechter Schläger-
trupps gegen Gleichaltrige“, wie es der
Politikwissenschaftlicher Hajo Funke
von der Freien Universität Berlin vor
dem Untersuchungsausschuss formu-
lierte. 

Ursache und
Wirkung verdreht

Auch das Thüringer Landesamt für
Verfassungsschutz trug unter seinem
Präsidenten Helmut Roewer zur politi-
schen Verklärung bei. Lediglich der
von der CDU eingeladene ehemalige
Mitarbeiter des Bundesamtes für Ver-
fassungsschutz, Rudolf van Hüllen, at-
testierte seinen Thüringer Kollegen
Durchblick. Sie hätten das Terror-Trio
ab 1994 auf dem Radar gehabt. Dabei
durfte ein Vergleich zu „Linksextremis-
mus und Linksterrorismus“ unter Re-
kurs auf die Extremismustheorie nicht
fehlen. Nicht verwunderlich, leitete er
beim Bundesamt doch das gleichnami-
ge Referat und veröffentlichte die
Handreichung „DIE LINKE stellen“. 

Aufschlussreicher erschien dann
doch der Erfahrungsbericht von Anetta
Kahane, die dem Geheimdienst völli-

rek. Gleichzeitig störte sich Helmut
Roewer nicht daran, als Neonazis –
darunter André Kapke – einen Vortrag
in Jena stören; im Nachhinein verharm-
loste er das Geschehene sogar.

Wer blieb übrig? Die Betroffenen
rechter Gewalt, die mit Drohungen und
Angriffen alleine blieben und nun Jahre
später vor dem Untersuchungsaus-
schuss wohl erstmals öffentlich Gehör
erhielten. Das Versagen von Landesre-

gierung, Polizei, Justiz, Parteien und
Gesellschaft führte damals und heute
dazu, dass rechte Tathintergründe un-
beachtet bleiben, wie es Christina
Büttner schilderte, sie war für die Mo-
bile Opferberatung in Thüringen (EZRA)
vom Gremium eingeladen worden. Die-
se Erfahrung teilte auch das Mobile Be-
ratungsteam (Mobit), zudem habe sich
die Landesregierung trotz Bundesför-
derung jahrelang verweigert, Projekte
gegen Neonazis und Rassismus zu för-
dern – ein Novum.

Aufklärung bedarf noch
vieler Nachfragen

Ob nach den Taten des NSU in Thü-
ringen und der Berliner Republik wirk-
lich ein Umdenken stattgefunden hat
und auch der alltägliche Rassismus
zum Thema wird, ist ungewiss. Oder
mit den Worten von Anetta Kahane:
„Es könnte heute wieder passieren“.

Eines scheint jedoch sicher, die Auf-
klärung über die Rolle der Behörden in
der Mordserie bedarf noch vieler
Nachfragen. Der Versuch Helmut Roe-
wers, den sogenannten Gasser-Bericht
über die Zustände im Landesverfas-
sungsschutz unter seiner Führung ge-
richtlich geheim zu halten, zeigt, wie
notwendig der Untersuchungsaus-
schuss ist – am 21. Mai werden weite-
re Zeugen, unter ihnen die Thüringer
Innenminister der 90er Jahre – gehört.

Sören Frerks

Die beiden
Mitglieder der
Linksfraktion im
Untersuchungs-
ausschuss, Mar-
tina Renner
(stellvertretende
Vorsitzende des
Au s s ch u s s e s )
und Dieter Haus-
old, vor Beginn
der zehnstündi-
gen Anhörung. 

„Das hat uns hochgradig empört“

Eine der größten antifaschistischen Demonstrationen in Thüringen hatte mit fast
5.000 Teilnehmern – und unter einem enormen Polizeiaufgebot – am 14. März
1998 in Saalfeld (s. Archiv-Foto) stattgefunden. Die Region Saalfeld-Rudolstadt-Je-
na hatte sich immer mehr zu einem Schwerpunkt rechtsextremer Umtriebe entwik-
kelt. Im Vorfeld war gegen die Demonstration, die unter dem Motto „Gegen jeden
rechten Konsens“ stand, eine enorme Hysterie aufgebaut worden. Vor Ort hatten
Politiker von CDU, SPD und FDP gegen sie sogar Unterschriftensammlungen in
Saalfeld organisiert. 

Bei der Anhörung vor dem Untersuchungsausschuss am 23. April in Erfurt hatte
der Gewerkschafter Michael Ebenau betont, dass „uns der Umgang von Polizei, Be-
hörden und Innenministerium mit denen, die gegen Rechts protestieren wollten,
hochgradig empört hat“. Während sich in den Jahren 1995 bis 1997 die Rechtsex-
tremisten in der Region Saalfeld/Rudolstadt konzentriert hatten, „weil offensicht-
lich die Behörden sie dort gewähren ließen“, wurden antifaschistische Initiativen
kriminalisiert. Eine „einmalige Hetzkampagne“ habe stattgefunden. In Flugblättern
wurde vor einem „nicht wieder gut zu machenden politischen, sozialen und wirt-
schaftlichen Schaden“ gewarnt.                                                                                


